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Bärtschi wirft den Bettel hin
Protest gegen Machtpolitik der SP im Gemeinderat von Urtenen-Schönbühl

Bildungsvorsteherin Sabina
Bärtschi (svp) tritt nach zwei
Jahren im Gemeinderat
zurück. Dem abrupten
Rücktritt sind Unstimmig-
keiten zwischen ihr und
Gemeindepräsident Hansueli
Kummer (sp) vorausgegangen.

R E N Z O  R U F

Eklat im Gemeinderat von Urte-
nen-Schönbühl: Drei Monate
nach dem Beginn der neuen Legis-
latur wirft SVP-Gemeinderätin Sa-
bina Bärtschi das Handtuch. Die
Bildungsvorsteherin tritt per Ende
April aus der Dorfregierung
zurück. Ihre Begründung: «Es ist
mir nicht möglich, die Art und Wei-
se, wie die Ratsgeschäfte abge-
wickelt und betrieben werden,
weiter mitzutragen.» Das schreibt
Bärtschi in einem Brief an Jürg
Marti, den Parteipräsidenten der
SVP. Und weiter: «Da die SVP im
Rat in der absoluten Minderheit
ist, ist es völlig sinnlos und auch
verantwortungslos, wenn ich mit
meiner Haltung weiter in diesem
Gremium verbleibe.» Der Brief
trägt das Datum vom 7. April.

Zwist im Wahlkampf

Begründen lässt sich dieser ab-
rupte Rücktritt mit dem Zwist, der
schon lange zwischen Sabina Bärt-
schi und SP-Gemeindepräsident
Hansueli Kummer (Bild rechts)
schwelt. Über die Ursachen dieses
bisweilen kleinlichen Konfliktes
gibt es verschiedene Erklärungs-
ansätze – sie stammen aber aus
zweiter Hand, da die Direktbetrof-
fenen schweigen. Zwei Begrün-

dungen bieten sich an: Eine ist
(partei)politisch, die andere per-
sönlicher Natur.

Zuerst die Politik: Im Vorfeld der
letzten Gemeindewahlen im
Herbst 2004 positionierte sich die
lokale SVP neu. Sie nahm Abschied
von ihrem konsensorientierten
Kurs, den Gemeindepräsident
Werner Kummer (svp) verkörpert
hatte, und schwenkte auf Konfron-
tation um. Mit der Folge, dass ins-
besondere SP-Politiker und ihre
Lieblingsprojekte mit Kritik einge-
deckt wurden – darunter auch
Hansueli Kummer. Auf diese Neu-
positionierung reagierten selbst
SVP-Sektionen in Nachbardörfern
mit Nasenrümpfen.

Hier Konsens, da Angriff

Der Zwist unter den Politikern
im Dorf spitzte sich zu, als die SVP
Sabina Bärtschi und die SP Hans-
ueli Kummer ins Rennen um das
Gemeindepräsidium schickten.
Zum einen, weil hier zwei Persön-
lichkeiten aneinander gerieten,
die als Politiker unterschiedlicher
nicht sein könnten. Kummer, seit
über zwölf Jahren im Gemeinderat,
tritt konsensorientiert auf, ver-
strömt väterliche Autorität, ist aber
der Machtpolitik keinesfalls ab-
hold. Bärtschi hingegen gibt sich
kantig und angriffig. Taktieren ist
ihre Sache nicht – sie schätzt die kla-
re Aussage. Sie zu der Kategorie der

Polterer zu zählen, wie dies manche
SP-Politiker taten, wäre aber falsch.

Zum andern gab es auch inhaltli-
che Differenzen: Kummer ist eben-
so Technokrat wie Sozialdemokrat.
In der vorigen Legislatur spielte er
seine Stärken als Bauvorsteher aus.
Bärtschi hingegen ist mit Leib und
Seele Bildungs- und vor allem die
Finanzpolitikerin. In Letzterer gibt
sie sich als Hardlinerin.

Kummer zeigt sich überrascht

Bärtschi beantwortete gestern
Fragen zu ihrem Rücktritt nicht
und verwies auf den Brief an ihre
Partei. Dort deutet sie auch an,
dass sie und Hansueli Kummer das
Heu nicht auf der gleichen Bühne
haben. «Der Wahlkampf hat die
grundsätzlichen Unterschiede mit
Bezug auf Politik, Sachbezogen-
heit und Führung zwischen dem
jetzigen Präsidenten und mir deut-
lich aufgezeigt.»

Konfrontiert mit diesen Anwür-
fen sagte der Gemeindepräsident:
«Im Gemeinderat hat es keinen
Streit gegeben.» Ein Dissens zwi-
schen linker Mehrheit (4 SP) und
bürgerlicher Minderheit (2 SVP
und 1 FDP) sei für ihn nicht fest-
stellbar. Dass Bärtschi Ende dieser
Woche zurücktrete, sei im Ge-
meinderat deshalb mit «Überra-
schung» aufgenommen worden.
In ihrem offiziellen Rücktritts-
schreiben an den Gemeinderat –
mit Datum vom 19. April – schwei-
ge sie sich über die Gründe aus, die
zu diesem Schritt führten. Er wolle
deshalb ihre Vorwürfe nicht kom-
mentieren. Im Übrigen habe Bärt-
schi «gute Arbeit geleistet».

Wer Bärtschi im Gemeinderat
ersetzt, ist noch offen. Der erste Er-
satzkandidat heisst Werner Denier.

Parlament sieht keine
Sparmöglichkeiten

WORB Es war dicke Post, über die
das Parlament gestern Abend be-
riet: Der Gemeinderat hat in ei-
nem 40-seitigen Dossier detailliert
aufgelistet, wo er Sparmassnah-
men sieht. Der Bericht geht auf ei-
nen Vorstoss der FDP zurück, der
vom Gemeinderat die Erarbeitung
von Sparvorschlägen in den Bud-
getposten Personal, Sachaufwand
und «eigene Beiträge» verlangt. In
seinem Bericht kommt der Ge-
meinderat zum Schluss, dass die
Sparmöglichkeiten ausgereizt
sind. Würden beispielsweise 1,5
Millionen Franken oder nur die
Hälfte davon gespart, so hätte dies
laut Gemeinderat «gravierende
Konsequenzen». Einige Dienstleis-
tungen müssten über die Klinge
springen: So müssten das
Schwimmbad oder die Bibliothek
geschlossen oder es müsste auf die
Weiterbildung des Personals ver-
zichtet werden. «Breite Teile der
Bevölkerung würden diesen Auf-
gabenverzicht nicht verstehen»,
sagte der für die Finanzen verant-
wortliche Gemeinderat Jonathan
Gimmel (sp). Der Worber Gemein-
derat will deshalb an seiner bishe-
rigen Finanzpolitik festhalten.

«Drohung» der FDP

Am detaillierten Bericht hatte
die FDP wohl Freude, an den
Schlussfolgerungen des Gemein-
derats aber weniger. «Der Gemein-
derat hat keine einzige echte Spar-
variante erarbeitet», monierte der
FDP-Parlamentarier Guy Lanfran-
coni. Seine Partei bedaure, dass der
Gemeinderat sich darauf be-
schränkt habe, etwas an der Ober-
fläche zu kratzen. Für die FDP feh-
le in der vorliegenden Analyse
Kreativität und unternehmerische

Denkweise. «Die FDP will verhin-
dern, dass sich der Gemeinderat
auf den gewonnenen Lorbeeren
ausruht, und teilt die Schlussfolge-
rung nicht, dass Worb in keinerlei
Hinsicht Einsparungen nötig hat»,
sagte Lanfranconi. Einsparungen
könnten erzielt werden, indem ge-
wisse Bereiche ausgelagert wür-
den. Beispielsweise habe Mün-
chenbuchsee vor rund fünf Jahren
den gesamten Werkhof ausgela-
gert, was der Gemeinde jährliche
Einsparungen von rund einer Vier-
telmillion Franken einbringe. Falls
sich Parlament und Gemeinderat
keine Gedanken über eine Steige-
rung der Effizienz machen wollten,
werde die FDP ihre finanzpoliti-
schen Forderungen über den Ini-
tiativ- und Referendumsweg zu
realisieren versuchen.

Parlament verabschiedet Bericht

Diese Ankündigung kam bei
den anderen Parteien nicht an. Die
SP etwa deutete sie als «Drohung».
Der Bericht widerlege gewisse fi-
nanzpolitische Stammtischbe-
hauptungen, sagte Hans Ulrich
Joss, etwa jene des angeblich auf-
geblasenen Verwaltungsapparats.
Der Gemeinderat gehe sehr sorg-
fältig mit Steuergeldern um. Diese
Meinung vertraten auch GFL und
EVP. Die SVP sah auch keine Spar-
variante.

Das Parlament war, wie der Ge-
meinderat, der Meinung, dass der
finanzielle Spielraum der Gemein-
de sehr beschränkt ist und Ein-
sparungen nur über Dienstleis-
tungsabbau möglich sind. Es
stimmte dem Bericht mit 36 gegen
1 Stimme zu. Die FDP kündigte
eine Motion an: Der Gemeinderat
soll Auslagerungen prüfen. (car)

Mehr Geld
in der Kasse

OSTERMUNDIGEN Schwarze
Zahlen in der Rechnung 2004: Bei
Ausgaben von 78,8 Millionen
Franken erzielte die Gemeinde ei-
nen Gewinn von 1,8 Millionen
Franken. Budgetiert hatte die Exe-
kutive ein Defizit von 0,3 Millionen
Franken – diese Prognose wurde
also um 2,1 Millionen Franken
übertroffen. Das Eigenkapital be-
trägt nun 12,3 Millionen Franken –
was etwa sechs Steuerzehnteln
entspricht.

Erfreuliche Zahlen, wie Finanz-
vorsteher Peter Suter (svp) gestern
vor den Medien sagte. «Die finan-
zielle Lage der Gemeinde hat sich
stabilisiert.» Entwarnung könne
aber noch nicht gegeben werden.
Denn trotz der rasanten Bautätig-
keit der vergangenen Monaten lei-
de Ostermundigen noch immer an
einem strukturellen Problem: Die
Zahl der Steuerpflichtigen stagnie-
re. Ebenso die Höhe der einkassier-
ten Einkommenssteuern. Dass die
Gemeinde im vorigen Jahr den-
noch 3,9 Millionen Franken mehr
Steuern als budgetiert einnahm,
bezeichnete er als «einmalig».

Auch in den nächsten Jahren
will sich der Gemeinderat deshalb
bei den Ausgaben «auf das Not-
wendige» beschränken und den
Finanzhaushalt im Gleichgewicht
halten. Eine weitere Senkung des
Steuerfusses von heute 1,65 Ein-
heiten ist im nächsten Jahr nicht
vorgesehen, wie es in den Budget-
zielen 2006 der Exekutive heisst.
Hingegen sollen «grosse und drin-
gende Investitionsvorhaben» rea-
lisiert werden: Das betrifft vor
allem die Sanierung der Schul-
häuser.

Die Rechnung wird an der nächs-
ten Sitzung des Gemeindeparla-
ments am 19. Mai behandelt. (rr)


